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Kongress des Wirtschaftsministeriums heute:

„Public Private Partnership in Baden-Württemberg“

Zusammenarbeit mit Privaten ist für Städte und Gemeinden oft eine gute Lösung

Gemeindetag rät zu nüchterner Einzelfallprüfung

Stuttgart. „Die Städte und Gemeinden stehen der Einbeziehung privaten Know-hows und Kapitals in die gemeindliche Aufgabenerfüllung aufgeschlossen gegenüber,“ sagte der Hauptgeschäftsführer des Gemeindetags, Dr. Christian O. Steger bei einem Kongress des Wirtschaftsministeriums über Public Private Partnership (PPP) in Baden-Württemberg heute in Stuttgart. Die Kosten-Nutzen-Rechnung müsse aber stimmen.

Steger forderte dazu auf, in Politik und Wirtschaft eine sachliche, vorurteilsfreie Auseinandersetzung mit der vielschichtigen Privatisierungsproblematik zu führen. Nicht hilfreich seien Pauschalurteile oder gar gesetzliche Privatisierungsgebote und –verbote. „Das Schlagwort ‚Private Dienstleistungen sind besser und billiger, öffentliche Dienstleistungen sind schlechter und teurer’ ist ebenso unzutreffend wie die Auffassung, dass nur die öffentliche Aufgabenerfüllung die allein richtige Lösung für den Bürger sei. Für die Städte, Gemeinden und Landkreise ist es daher weder sachgerecht, sich Öffentlich-Privaten Partnerschaften grundsätzlich zu verweigern, noch vertretbar, sie als Wunderwaffe zu betrachten,“ sagte Steger.

PPP wird zunehmen, ist aber nicht die Lösung der Finanzkrise

Bisweilen werde in PPP-Modellen eine Lösung für die kommunale Finanzkrise gesehen: ‚Bauen ohne Geld – Dank PPP!’. Eine Entlastung des Kommunalhaushaltes trete allein durch den Wechsel der Finanzierungsform aber regelmäßig nicht ein. Steger rechnet aber damit, dass PPP noch weitere Verbreitung finden werde als 

bislang. Notwendig sei dabei eine Einzelfallanalyse unter Gesichtspunkten der Wirtschaftlichkeit, aber auch in Hinblick auf die Verträglichkeit mit wichtigen Interessen der öffentlichen Hand. Dies betreffe vor allem die notwendige Steuerung und Kontrolle durch die öffentliche Hand. Diese sei wichtig, wenn es um öffentliche Aufgaben gehe, die weiterhin im öffentlichen Interesse wahrgenommen werden sollten. So bleibe die Bildungsaufgabe das öffentliche Interesse an einer Schule, während das Gebäudemanagement durchaus in private Hände gegeben werden könne.

Gesetzlicher Klärungsbedarf

Aus kommunaler Sicht bestehe einiger Klärungsbedarf. So müsse geklärt werden, unter welchen Bedingungen Kommunen bei PPP-Projekten vom Vergaberecht abweichen und sich wie ein Privater am Markt bewegen könnten. Auch Konflikte mit der Mittelstandsförderung müssten ausgeräumt werden, wenn zum Beispiel Projektgesellschaften gegründet würden. Zudem müssten Förderbestimmungen für PPP geöffnet werden, wenn das die wirtschaftlichste Form der Aufgabenerledigung sei. „Weder europäische noch nationale Gesetze, speziell das Wettbewerbsrecht, dürfen in die kommunale Organisationshoheit und das Zweckverbandsrecht nicht eingreifen,“ sagte Steger
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